
EDITORIAL
Liebe Leserin, lieber Leser! „Weiterentwicklung und Steuerung der Hilfen zur Erziehung.“ Dieses Thema stand

nun bereits zum 3. Mal auf der Tagesordnung der Jugend- und Familienministerkonferenz der
Länder, die gerade (am 22./23. Mai) ihre jährliche Konferenz (diesmal in Mainz) abgehalten
hat. Erinnern wir uns: Unter der Überschrift „Wiedergewinnung kommunalpolitischer Hand-
lungsfähigkeit zur Ausgestaltung von Jugendhilfeleistungen“ hatte vor drei Jahren ein Papier
aus Hamburg auf einer Koordinierungssitzung der Staatssekretäre der SPD-geführten Länder
für Furore gesorgt. Befund: Fehlsteuerung in der Kinder- und Jugendhilfe aufgrund der Aus-
gestaltung des Hilfeangebots als individueller Rechtsanspruch und aufgrund der starken Stel-
lung freier Träger. Anstatt weiter Familien zuhause sozialpädagogische Familienhilfe zu gewäh-
ren, die nur die Kassen der freien Träger füllt, ansonsten aber in sehr vielen Fällen ins Leere
läuft – so das Papier –, soll das Hilfeangebot umgestaltet werden. Insbesondere in Verbindung
mit Regelangeboten der Frühen Hilfen, der Kindertagesbetreuung und der Schulen, soll vor al-
lem sozialer Ausgrenzung und Bildungsbenachteiligung entgegengewirkt werden. Um diese
Ziele zu erreichen, soll der Rechtsanspruch auf Hilfe zur Erziehung „durch eine Gewährleis-
tungsverpflichtung des öffentlichen Jugendhilfeträgers erbracht werden“.

Inzwischen will Hamburg nichts mehr von diesem Positionspapier wissen. Dennoch bildete
das Papier den Startschuss für eine Debatte, die wohl so schnell nicht zum Abschluss kom-
men wird. Beratungen der Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) und Aufträge an
die Arbeitsgemeinschaft der Obersten Landesjugend- und Familienbehörden (AGJF) mit Be-
richterstattung auf der nächsten Sitzung der Jugend- und Familienministerkonferenz wech-
seln sich seitdem ab. Im Vordergrund stehen dabei die von der JFMK formulierten Themen
der Weiterentwicklung der sozial räumlichen Infrastrukturangebote, der Stärkung von Re-
gelstrukturen und der präventiven Ansätze vor dem Hintergrund der derzeitigen rechtlichen
Rahmenbedingungen. Diesmal konzentrierte sich das Interesse auf den niederschwelligen
Zugang zu Leistungen (Modell § 36 Abs. 2 SGB VIII), auf Kriterien für die Auswahl freier
Träger (Kompetenzen im Sozialraum) sowie die Berücksichtigung fallunspezifischer Arbeit
im Rahmen der Entgeltfinanzierung (§§ 78a ff. SGB VIII).

Auch wenn nach der Auffassung der JFMK die „Grundlage für die Weiterentwicklung der
Hilfen zur Erziehung rechtlich und materiell der im SGB VIII normierte individueller Rechts-
anspruch bleibt, um bedarfsorientierte Leistungen mit der erforderlichen Qualität zu gewähr-
leisten“, so irritiert doch das gebetsmühlenartige Plädoyer für die „Wunderwaffe“ Sozial-
raumorientierung und die damit verbundene Erwartung hinsichtlich der Kostenentwicklung
im Bereich der Hilfen zur Erziehung (Substitutionslogik). Es entsteht der Eindruck, dass Kinder,
Jugendliche und Eltern mit ihrem Hilfebedarf zu Objekten einer ökonomischen Steuerungs-
logik degradiert werden sollen. Dabei sollte es doch gerade das Ziel der Sozialraumorientie-
rung sein, die Handlungsfähigkeit der Menschen im Sozialraum zu stärken.

Bevor also verschiedene Hilfeprofile gegeneinander ausgespielt und Mittel aus den Hilfen
zur Erziehung für fallunspezifische Arbeit abgezweigt werden, sollte der Blick auf die fachli-
chen Potenziale der einzelnen Angebotsformen sowie die Möglichkeiten und Grenzen der
Kooperation gelenkt werden. Dabei geht es nicht nur um Fragen der (Misch)Finanzierung,
denen sich die JFMK jetzt zugewendet hat, sondern auch und vor allem um die vorgelagerte
Frage der Bedarfsgerechtigkeit der einzelnen Leistungsprofile bei einer Vermischung soge-
nannter Regelangebote mit Formen der Hilfen zur Erziehung.

Interessant ist deshalb Nummer 4 des Beschlusses der Jugendministerkonferenz vom 22./23.Mai:

„Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren für Kinder, Jugend und Familie
der Länder sprechen sich dafür aus, beim Bund einen Sonderforschungsbereich ‘Jugendhilfe-
forschung – Hilfen zur Erziehung – zur Förderung von Grundlagenforschung, Evaluation und
Längsschnittstudien (sozialpädagogische Fragestellungen)‘ einzurichten, u.a. um Indikatoren
für die Wirksamkeit für die Hilfen zur Erziehung identifizieren bzw. zu entwickeln. Dabei soll-
ten die Schnittstellenproblematiken berücksichtigt werden. An der Planung und Umsetzung
sollten die Länder, die kommunalen Spitzenverbände und die freien Träger beteiligt werden.“

Dabei sollten nicht nur Indikatoren für die Wirksamkeit von Hilfen zur Erziehung identifiziert
und entwickelt werden, sondern es sollte auch die Blackbox der Sozialraumorientierung nä-
her ausgeleuchtet und entmystifiziert werden. Das wäre doch eine schöne Aufgabe für das
Deutsche Jugendinstitut, das in dieser Thematik schon lange unterwegs ist.

Ihr

Reinhard Wiesner
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